Gemeinde Steinenbronn GRDS-Nr. 2024/046
Hauptamt

Isabell Klempau

Steinenbronn, 06.03.2024

SITZUNGSVORLAGE

Beratung im Gemeinderat
am 19.03.2024 offentlich
Beschluss

Fortschreibung Larmaktionsplan Stufe 4 Gemeinde Steinenbronn

- Vorstellung und Kenntnisnahme der Ergebnisse der Wirkungsanalyse

- Beschluss liber Geschwindigkeitsbeschrankungen

- Beschluss iiber die Durchfiihrung der Offentlichkeitsbeteiligung sowie der
Beteiligung der Behorden und Trager offentlicher Belange

l. Beschlussvorschlag
1. Die Ergebnisse der Wirkungsanalyse werden durch den Gemeinderat zur
Kenntnis genommen.

2. Der Gemeinderat spricht sich, aus Larmschutzgrinden, fur die folgenden
Geschwindigkeitsbeschrankungen aus:

L 1208:
Tempo 50 ganztags (anstatt 70 km/h) in Verlangerung der bereits bestehenden
Geschwindigkeitsbeschrankung bis Einmindung Ludwigstrafe (L 1208).

Schonaicher Stralle (K 1051):
Variante 1, 2 oder 3

3. Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung mit der Durchflhrung der
Beteiligung der Offentlichkeit und der Behorden und Trager Offentlicher
Belange.

Il. Sachdarstellung

Die Gemeinde Steinenbronn ist gemalR § 47e  Abs. 1 des
Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) i.V.m. § 6 Abs. 6 der Immissionsschutz-
Zustandigkeitsverordnung fir Baden-Wirttemberg (BImSchZuVO) zustandig fur die
Aufstellung eines Larmaktionsplanes in ihrem Gebiet.

Die Landesanstalt fir Umwelt Baden-Wurttemberg (LUBW) hat die Larmkartierung fur
die HauptverkehrsstraBen mit einem Verkehrsaufkommen von 8.200 Kfz/Tag
durchgefuhrt. FUr die Gemeinde Steinenbronn ist von der Kartierung die Landesstralie
L 1208 im nordlichen Bereich der Gemarkung betroffen. Die Gemeinde ist hierzu im
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Jahr 2018 ins Verfahren der Larmaktionsplanung eingestiegen, wollte einen
vereinfachten Larmaktionsplan erstellen und den Musterbericht des Ministeriums fir
Verkehr Baden-Wurttemberg verwenden.

In Stufe 3 wurde der Larmaktionsplan fortgeschrieben und der Streckenabschnitt K
1051 Schonaicher Stralde freiwillig untersucht.

Der Gemeinderat hat am 14. Dezember 2021 die Fortschreibung des
Larmaktionsplanes Stufe 3 mit verschiedenen Larmminderungsmalinahmen
beschlossen. Das Ministerium fur Verkehr veroffentlichte im Februar 2023 den neuen
Kooperationserlass, mit dem die Larmaktionsplanung Stufe 4 startet. Der neue
Kooperationserlass beinhaltet diverse fachrechtiche Anderungen. Durch die nun
erforderlichen Berechnungen nach RLS-19 werden Erleichterungen hinsichtlich der
Durchsetzung der Malnahmen erwartet. Aus diesem Grund soll der noch nicht
durchgefiihrte Larmaktionsplan Stufe 3 entsprechend den Erfordernissen der Stufe 4
angepasst und direkt fortgeschrieben werden.

Das beauftrage Blro Rapp AG berechnete den Larm anhand der bereits vorliegenden
Verkehrszahlen der StralRenverkehrszahlung 2019. Die Neuerungen betreffen unter
anderem die Ermessensausubung zu stral’enverkehrsrechtlichen
Larmschutzmallnahmen: In Bereichen, die dem Wohnen dienen, ist zu beachten, dass
nach der Larmwirkungsforschung Werte ab 65 dB(A) tags und 55 dB(A) nachts, im
gesundheitskritischen Bereich liegen. Bestehet deutliche Betroffenheit mit Larmpegein
Uber den genannten Werten, verdichtet sich das Ermessen zum Einschreiten. Bei
einer Uberschreitung dieser Werte um 2 dB(A) reduziert sich das Ermessen hin, zur
grundsatzlichen Pflicht zur Anordnung bzw. Durchfihrung von Malnahmen auf den
betroffenen Straldenabschnitten. Spatestens bei Larmpegeln ab 70 dB(A) tags und 60
dB(A) nachts Uberschreitet die Larmbelastung die grundrechtliche Schwelle zur
Gesundheitsgefahrdung (BVerwG 9 A 16.16, Beschluss vom 25. April 2018, Rn. 86f).
Solche Larmsituationen missen dann abwagungsgerecht gelost werden.

Weiterhin  weist der Kooperationserlass explizit darauf hin, dass die
Handlungsmaoglichkeiten der StralRenverkehrsordnung (StVO), Malnahmen gegen
Larmbelastungen zu ergreifen, auszuschépfen sind. Als Berechnungsvorschrift wird
die aktuelle RLS-19 vorgegeben. Gegenuber der bisherigen, fir die kommunale
Larmaktionsplanung Gemeinde Steinenbronn angewandte RLS-90-Berechnung,
ergeben sich durchgangig 1-3 dB(A) héhere Immissionen.

Die am 14.122021 vom Gemeinderat beschlossene MalRnahme der
Geschwindigkeitsreduzierung auf 50 km/h aus Larmschutz- und verkehrlichen
Grunden soll entlang der L 1208 in Richtung Norden bis Hohe LudwigstralRe als
Verlangerung der bestehenden Geschwindigkeitsbeschrankung 50 km/h (ca. 100 m)
ganztagig gelten.

Daher wurden aus Larmschutzgrinden entlang der K 1051 Schdnaicher Stral3e,
zwischen dem Kreisverkehrsplatz im Osten (,Solwiesen“-KVP) und dem westlichen
Ortsein-/-ausgang (ca. 800 m) drei Varianten zur Geschwindigkeitsbeschrankung
ausgearbeitet, diese lauten wie folgt:
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Variante 1:

Die am 14122021 vom Gemeinderat beschlossene Malinahme der
Geschwindigkeitsreduzierung auf 30 km/h ganztagig.

Variante 2:
Geschwindigkeitsreduzierung auf 30 km/h mit dem Verkehrszeichen 1040-35:
Larmschutz mit der Zeitangabe von 22:00-6:00 Uhr anzubringen.

Variante 3:
Eine Geschwindigkeitsbegrenzung auf Tempo 40 ganztagig.

Des Weiteren soll der Gemeinderat in seiner Sitzung die Verwaltung mit der
Durchfihrung der Offentlichkeitsbeteiligung sowie der Beteiligung der Behdrden und
Trager offentlicher Belange beauftragen. Das Beteiligungsverfahren sollte mindestens
4 Wochen dauern.

Nach Kenntnisnahme und Abwagung der im Beteiligungsverfahren eingegangenen
Stellungnahmen sowie ggf. einer Anpassung des Planentwurfs kann der
Larmaktionsplan der Gemeinde Steinenbronn im laufenden Jahr 2024 beschlossen
werden.

Anlagen:

LAP Steinenbronn 2021

LAP Steinenbronn Erganzung 2024
Sitzungsunterlagen 2021/GR/018 14.12.2021

3von 3



	Gremium
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

